
1. Beschwerde 
Hier möchte ich Beschwerde einreichen gegen die Zurückweisung meines Antrags auf Beiordnung eines Pflichtver-

teidigers. Der Beschluss, gegen den sich diese Beschwerde richtet, ist vom Richter Seichter am 26.2.2015 gefällt und 

mir dann zugeschickt worden. Er erreichte mich erst am gerade vergangenen Wochenende und lautet (vollständig 

zitiert): 

In der Strafsache gegen 

Jörg Bergstedt, geboren am 02.07.1964 in Bleckede, 

wohnhaft Ludwigstraße 1 1, 35447 Reiskirchen, ledig, Staatsangehörigkeit: deutsch, 

wegen Verdachts des Erschleichens von Leistungen 

wird der Antrag des Angeklagten auf Beiordnung eines Pflichtverteidigers zurückgewiesen. 

Gründe: 

Die Voraussetzungen des § 140 Abs. 2 Strafprozessordnung (StPO) liegen nicht vor. 

Weder die Schwere der Tat noch die Schwierigkeit der Sach- und Rechtslage lassen die Mitwirkung eines Ver-

teidigers geboten erscheinen. 

Die Ausführungen des Angeklagten in seinem Antrag auf Beiordnung eines Verteidigers zeigen, dass er intel-

lektuell durchaus in der Lage ist, schwierige oder vermeintlich schwierige Sachverhalte zu erfassen und zu 

würdigen. 

Seichter, Richter am Amtsgericht 

Der Text ist kurz, schafft es aber trotzdem auf eine absurde, an den Haaren herbeigezogene und mit gegenüber un-

verschämte Behauptung und eine rechtliche Falschaussage. 

1. Absurd ist die Behauptung des Richters, die Sach- und Rechtslage sei einfach. Bundesweit laufen Debatten 

um die Frage, ob Schwarzfahren mit Kennzeichnung strafbar ist oder nicht. Von Haftstrafen bis Freisprüchen 

reichen die Urteile, vielerorts laufen Debatten um die Auslegung. Alle mir verfügbaren Kommentare be-

zeichnen die Frage des gekennzeichneten Schwarzfahrens zumindest als ungeklärt – und es ist noch nicht 

lange her, da war selbst das heimliche Schwarzfahren (also die übliche Variante) zumindest hochumstritten. 

So z.B. in der 2007er Auflage von Tröndle/Fischer (so hieß es damals noch) zum §265a StGB: 

 



 

Soweit das Zitat – viele weitere wären möglich. Aber Richter Seichter findet alles einfach. Unverschämt ist 

seine Behauptung deshalb, weil er selbst mit seiner Rechtsphantasie im letzten Prozess ein Kronzeuge dafür 

ist, dass die Rechtslage eben nicht klar ist, sondern vom Richter für eine Verurteilung mindestens ausgespro-

chene Phantasie, wenn nicht den Willen zur Rechtsbeugung verlangt. Richter Seichter hat sich im letzten 

Prozess eine Wertung ausgedacht, die er im Prozess und in der Beweisführung vorsichtshalber weder be-

nannte noch die Zeuginnen dazu befragte. Er überraschte damit erst im Urteil. Ich erinnere mich zudem noch 

genau daran, dass der Staatsanwalt damals, also im letzten Verfahren, aus einem anderen Grund eine Verur-

teilung wollte als sich später im Urteil fand. Auch das zeigt: Hier ist gar nichts einfach! Das wissen alle – und 

ich zitiere stellvertretend für viele einen aktuellen Kommentar aus der Frankfurter Rundschau, genauer vom 

20.2.2015: „§ 265 a Strafgesetzbuch (StGB) zum Beispiel wird in diesem Frühjahr 80 Jahre alt. Er stellt die 

„Beförderungserschleichung“ – umgangssprachlich: Schwarzfahren – unter Strafe. Seit Juni 1935 steht es so 

geschrieben: „Wer die Leistung eines Automaten oder eines öffentlichen Zwecken dienenden Telekommuni-

kationsnetzes, die Beförderung durch ein Verkehrsmittel oder den Zutritt zu einer Veranstaltung oder einer 

Einrichtung in der Absicht erschleicht, das Entgelt nicht zu entrichten, wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr oder mit Geldstrafe bestraft (...)“. 

Was einer tun muss, um die Fahrt zu „erschleichen“, war damals leicht zu ermitteln. Denn es gab Beamte, die 

den Zutritt zum Bahnsteig kontrollierten und mit einer falschen Bahnsteigkarte getäuscht werden konnten, 

und es gab Schranken, die der Zahlungsunwillige erst überwinden musste, um in den Zügen Platz zu nehmen. 

Die Täuschung, die das „Erschleichen“ verlangt, war also klar zu erkennen. 

Seit aber im Zeitalter des Massentransports die Zugangskontrollen beseitigt sind und einer nicht kontrollie-

renden Willkommenskultur Platz gemacht haben, also niemand mehr da ist, der mit einer Handlung 

täuscht,und sei es auch nur, weil niemand mehr da ist, der getäuscht werden könnte, greifen die Gerichte auf 

immer kühnere Definitionen des „Erschleichens“ zurück, um die Strafandrohung des Gesetzes zu retten. ... 

Es ist unverständlich, dass das Bundesverfassungsgericht § 265 a StGB nicht schon längst wegen verfas-

sungswidriger Unbestimmtheit beseitigt hat. Und es ist ärgerlich, dass bisher auch alle entsprechenden Re-

formversuche gescheitert sind, das Schwarzfahren zu entkriminalisieren und von der Straftat zur Ordnungs-

widrigkeit herunterzustufen. § 265 a StGB widerspricht nicht nur, er verhöhnt geradezu die Forderung des 

Bundesverfassungsgerichts, wonach das Strafrecht stets „Ultima Ratio“ zu sein habe: „Zu besonderer Zurück-

haltung ist der Gesetzgeber verpflichtet, wenn es sich um einen Eingriff durch ein Strafgesetz handelt, also 



um die schärfste Sanktion, über die die staatliche Gemeinschaft verfügt.““ 

Soweit die Frankfurter Rundschau – und ich könnte etliche Beispiele anführen. Doch Richter Seichter be-

schließt: Alles ganz easy! Das ist erkennbar rechtsfern, willkürlich und mir gegenüber deshalb, weil er selbst 

aktiv an diesem Spiel der freien Rechtserfindung zu meinen Ungunsten teilnimmt, unverschämt. 

2. Rechtlich falsch ist der Verweis des Richters auf die Rechtskunde des Angeklagten. Denn die spielt bei der Frage 

einer Beiordnung gar keine Rolle. Hier zeigt Richter Seichter eine bemerkenswerte Rechtsunkenntnis. Statt lan-

ger Ausführungen zitiere ich aus dem gängigen Kommentar zur StPO (nämlich Meyer-Goßner) zum hier relevan-

ten § 140, zuerst die Randnummer 2: „Die Notwendigkeit der Verteidigung nach §140 besteht auch bei einem 

Rechtskundigen, selbst wenn er zu den nach § 138 I zu Verteidigern wählbaren Personen gehört.“ Das ist klar 

und einfach verständlich! Jeder Idiot versteht, was da geschrieben ist, nämlich dass selbst ein Anwalt bei 

schwieriger Rechtslage eine Pflichtverteidigung bekommt – es also auf die Rechtskunde des Angeklagten bei der 

Beiordnungsfrage genau gar nicht ankommt. Doch Richter Seichter begründet seine Ablehnung mit der Formu-

lierung: „Die Ausführungen des Angeklagten in seinem Antrag auf Beiordnung eines Verteidigers zeigen, dass er 

intellektuell durchaus in der Lage ist, schwierige oder vermeintlich schwierige Sachverhalte zu erfassen und zu 

würdigen.“ 

Im Kommentar von Meyer-Goßner geht es noch weiter, nämlich bei Randnummer 27a: „Eine schwierige Rechts-

lage ist dann gegeben, wenn bei Anwendung des materiellen und des formellen Rechts auf den konkreten Sach-

verhalt bislang nicht ausgetragene Rechtsfragen entschieden werden müssen.“ Auch das ist hier eindeutig der 

Fall. Die Frage der Strafbarkeit gekennzeichneten Schwarzfahrens, also des Fahrens ohne Anschein der Ord-

nungsmäßigkeit, ist ein solcher. Es gibt keine einheitliche Rechtsprechung – von Freispruch bis Haft ist alles drin. 

Höhere Gerichte heben Urteile auf, bislang ist die Sache aber nirgends eindeutig zu einem tatsächlichen solchen 

Fall, wie er hier verhandelt wird. In Kommentaren finden sich vor allem Kritiken an Verurteilungen, eine Ten-

denz zur Verneinung der Frage nach Strafbarkeit und Verweise auf eine unklare Lage. 

Insofern ist die Rechtslage erkennbar schwierig, die Ablehnung der Beiordnung also willkürlich und meine Beschwer-

de daher begründet. 

Gießen, 3.3.2015 

 

 

2. Antrag auf Aussetzung 
Ich beantrage die Aussetzung des Verfahrens zum Zwecke der Bescheidung meiner Beschwerde gegen die Zurück-

weisung des Antrages auf Beiordnung eines Verteidigers (Pflichtverteidigung, gestellt am 12.2.2015, persönlich 

übergeben), also zunächst zwecks Prüfung von Abhilfe durch das Gericht hier. Im Fall der Nichtabhilfe und Weiterlei-

tung an das Beschwerdegericht beantrage ich die Aussetzung des Verfahrens bis zur Entscheidung über die Be-

schwerde durch das Beschwerdegericht. 

Hilfsweise beantrage ich die Unterbrechung um zumindest eine Woche, um Gelegenheit zur Regelung meiner Ver-

teidigungssituation zu haben. Es ist Aufgabe des Gerichts im Rahmen einer fairen Prozessführung, dem Angeklagten 

die Möglichkeit zu geben, eine wirksame Verteidigung sicherzustellen. Die Ablehnung meines Antrags auf Beiord-

nung eines Verteidigers geschah zur Unzeit und erreichte mich erst am Wochenende vor diesem Gerichtstermin, also 

mit zwei Tagen Zeitspanne zur Regelung meiner Verteidigungssituation 

Ich beantrage Gerichtsbeschluss. 

Gießen, 3.3.2015 


